
 

 

Allgemeine Geschäfts- und 

Mandatsbedingungen 
Rechtsanwalt Ulf Hänsel, Fachanwalt für Arbeitsrecht und Sozialrecht 

Oraniendamm 68, 13469 Berlin 

E-Mail: info@kanzlei-hgh.de 

Tel.: +49 30 49856680 

 

I. Geltungsbereich und Mandatsbegründung 

1. Diese Allgemeinen Mandatsbedingungen gelten für alle anwaltlichen 

Dienstleistungen, die zwischen Rechtsanwalt Ulf Hänsel (nachfolgend: 

„Rechtsanwalt") und dem Mandanten begründet werden, soweit nicht im Einzelfall 

abweichende schriftliche Vereinbarungen getroffen wurden. Abweichende Allgemeine 

Geschäftsbedingungen des Mandanten finden keine Anwendung, auch wenn ihnen 

nicht ausdrücklich widersprochen wird. 

2. Das Mandatsverhältnis kommt durch ausdrückliche Auftragserteilung, spätestens 

durch Entgegennahme anwaltlicher Leistungen zustande. Ein Mandatsverhältnis 

entsteht nicht bereits durch eine erste Anfrage, Kontaktaufnahme oder unverbindliche 

Beratung. 

3. Umfang und Gegenstand des Mandats bestimmen sich nach dem erteilten Auftrag. 

Leistungen, die über den Auftragsgegenstand hinausgehen, werden gesondert 

vereinbart und vergütet. 

 

II. Pflichten und Mitwirkung des Mandanten 

1. Der Mandant ist verpflichtet, dem Rechtsanwalt alle für die Bearbeitung des Mandats 

erheblichen Informationen, Unterlagen und Dokumente vollständig, richtig und 

rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Den Rechtsanwalt trifft keine Pflicht zur 

Überprüfung der Vollständigkeit oder Richtigkeit der vom Mandanten übergebenen 

Informationen und Unterlagen, es sei denn, es bestehen konkrete Anhaltspunkte für 

deren Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit. 

2. Änderungen der Anschrift, E-Mail-Adresse oder Telefonnummer sind dem 

Rechtsanwalt unverzüglich mitzuteilen. 

3. Der Mandant hat für eine geordnete und leserliche Übermittlung von Dokumenten 

Sorge zu tragen (siehe hierzu Ziffer V.). 

 

III. Kommunikation 

1. Die Kommunikation erfolgt grundsätzlich per E-Mail, sofern der Mandant dem nicht 

widerspricht. Der Rechtsanwalt ist nicht verantwortlich für Risiken, die sich aus der 

Nutzung von E-Mail-Kommunikation ergeben, insbesondere nicht für 



 

 

Übermittlungsfehler, Datenverluste oder unbefugten Zugriff Dritter, sofern keine 

besonderen Sicherungsmaßnahmen vereinbart wurden. 

2. Zeitkritische Mitteilungen sind zusätzlich telefonisch zu übermitteln. Der Mandant 

trägt das Risiko einer nicht rechtzeitig zugegangenen Nachricht, wenn er keine 

Empfangsbestätigung angefordert hat. 

 

IV. Vergütung 

1. Die Vergütung richtet sich nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG), sofern 

keine abweichende Vergütungsvereinbarung getroffen wurde. Honorarvereinbarungen 

bedürfen der Textform. 

2. Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen können nach § 9 RVG angefordert werden. 

Bei ausbleibender Zahlung ist der Rechtsanwalt berechtigt, seine Tätigkeit 

einzustellen. 

3. Umsatzsteuer wird in der gesetzlich geschuldeten Höhe auf alle Honorar- und 

Kostenpositionen aufgeschlagen. 

4. Bei Beauftragung durch Unternehmer, juristische Personen oder Freiberufler sind 

Rechnungen innerhalb von 14 Tagen nach Zugang ohne Abzug zur Zahlung fällig. Im 

Verzugsfall werden Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe (§ 288 BGB) berechnet. 

 

V. Zusatzkosten für besonderen Aufwand 

1. Dokumentenbearbeitung: Übermittelt der Mandant Unterlagen ausschließlich in 

bildbasiertem Format (insbesondere als JPG-, PNG- oder andere nicht durchsuchbare 

Bilddateien, ungeachtet ob als E-Mail-Anhang oder auf anderem Wege), anstatt als 

textbasierte Dateiformate (PDF, DOCX o. ä.), ist der Rechtsanwalt berechtigt, den 

dadurch entstehenden Mehraufwand für Konvertierung, manuelle Übertragung, OCR-

Erkennung oder sonstige Nachbearbeitung gesondert nach Zeitaufwand zu berechnen. 

Der Stundensatz hierfür entspricht dem vereinbarten Stundensatz, mindestens jedoch 

180,00 € netto pro Stunde. 

2. Nachforschung bei unvollständigen Unterlagen: Sind übersandte Unterlagen 

unvollständig, unleserlich oder in einer Weise beschaffen, die eine inhaltliche 

Auswertung ohne erheblichen Aufwand nicht erlaubt, wird der Rechtsanwalt den 

Mandanten informieren und den Mehraufwand für Rückfragen und Nachbearbeitung 

gesondert in Rechnung stellen. 

3. Sonstige Sonderleistungen: Aufwendungen für besondere technische Mittel, 

Notarkosten, Gerichtsgebühren, Zustellgebühren, Dolmetscherkosten, Reisekosten 

sowie sonstige Auslagen werden nach tatsächlichem Anfall erstattet. Reisekosten 

werden auf Basis der jeweils steuerlich anerkannten Kilometerpauschale abgerechnet, 

zuzüglich Nebenkosten wie Parkgebühren oder ÖPNV-Kosten. 

4. Aufschlag für kurzfristige Beauftragung: Bei Beauftragungen mit einem 

Bearbeitungszeitraum von weniger als 48 Stunden, die einen besonderen 

Organisationsaufwand erfordern, ist der Rechtsanwalt berechtigt, einen Eilzuschlag 



 

 

von bis zu 25% auf die anfallende Vergütung zu erheben. Hierüber wird der Mandant 

vor Auftragsannahme informiert. 

 

VI. Haftungsbeschränkung 

1. Der Rechtsanwalt haftet für Schäden aus fehlerhafter anwaltlicher Beratung und 

Vertretung nach den gesetzlichen Vorschriften, jedoch mit folgenden Maßgaben: 

2. Die Haftung des Rechtsanwalts für Schadensersatzansprüche des Mandanten wegen 

fahrlässiger Pflichtverletzung – mit Ausnahme der Verletzung von Leben, Körper und 

Gesundheit sowie von Schäden aus grob fahrlässiger oder vorsätzlicher 

Pflichtverletzung – wird auf den Betrag von 1.000.000,00 € (eine Million Euro) pro 

Schadensfall begrenzt, soweit nicht eine höhere Deckung im Einzelfall ausdrücklich 

vereinbart wird. Der Mindestbetrag von 250.000,00 € gemäß § 51a BRAO wird in 

jedem Fall eingehalten. 

3. Eine weitergehende Haftungsbeschränkung auf bis zu 250.000,00 € 

(zweihundertfünfzigtausend Euro) pro Schadensfall für Fälle einfacher Fahrlässigkeit 

kann auf ausdrücklichen schriftlichen Wunsch des Mandanten individuell vereinbart 

werden. 

4. Der Rechtsanwalt unterhält eine Berufshaftpflichtversicherung, die die gesetzlichen 

Mindestanforderungen überschreitet. Nähere Angaben zur Versicherung werden auf 

Anfrage mitgeteilt. 

5. Für den Verlust oder die Beschädigung von dem Rechtsanwalt anvertrauten 

Originalunterlagen haftet der Rechtsanwalt nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

Der Mandant wird gebeten, Originaldokumente nur im Bedarfsfall zu übersenden und 

ansonsten beglaubigte Kopien einzureichen. 

6. Schadensersatzansprüche des Mandanten verjähren nach den gesetzlichen 

Vorschriften. Der Mandant ist verpflichtet, erkannte Fehler unverzüglich zu rügen. 

 

VII. Haftungsausschluss bei Verkauf von 

Betriebsvermögen 

1. Diese Ziffer gilt für den Fall, dass der Rechtsanwalt im Rahmen seiner selbständigen 

beruflichen Tätigkeit Gegenstände seines Betriebsvermögens – insbesondere 

Kraftfahrzeuge, Büroausstattung, EDV-Geräte oder sonstige Wirtschaftsgüter – an 

Vertragspartner veräußert. 

2. Verkauf an Unternehmer: Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen 

Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei 

Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen 

beruflichen Tätigkeit handelt, erfolgt der Verkauf unter Ausschluss jeglicher Sach- 

und Rechtsmängelansprüche. Dieser Ausschluss gilt nicht für Schäden, die auf einer 

grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Rechtsanwalts, 

seiner gesetzlichen Vertreter oder seiner Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie nicht bei 

Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. Ebenso unberührt bleibt eine Haftung 

bei arglistigem Verschweigen eines Mangels sowie aus der Übernahme einer Garantie 

oder eines Beschaffungsrisikos. 



 

 

3. Haftungsbeschränkung bei leichter Fahrlässigkeit: Hat der Rechtsanwalt aufgrund 

gesetzlicher Bestimmungen für einen durch leichte Fahrlässigkeit verursachten 

Schaden aufzukommen, so haftet er beschränkt: Die Haftung besteht nur bei 

Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 

Durchführung des Vertrages erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer 

regelmäßig vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 

vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. Die persönliche Haftung von 

Erfüllungsgehilfen für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden ist 

ausgeschlossen. 

4. Beim Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge aus dem Betriebsvermögen ist dem Käufer 

der bekannte Zustand des Fahrzeugs (Kilometerstand, Erstzulassung, bekannte 

Vorschäden) offenbart. Weitergehende Untersuchungspflichten oder 

Gewährleistungsansprüche sind ausgeschlossen, soweit sie nicht zwingend gesetzlich 

bestehen. 

 

VIII. Interessenkollision 

Der Rechtsanwalt ist nach § 43a Abs. 4 BRAO verpflichtet, keine widerstreitenden Interessen 

zu vertreten. Ergeben sich im Laufe des Mandats Interessenkollisionen, ist der Rechtsanwalt 

berechtigt und ggf. verpflichtet, das Mandat niederzulegen. In diesem Fall ist er von seiner 

Verschwiegenheitspflicht nicht entbunden. 

 

IX. Datenschutz 

1. Der Rechtsanwalt verarbeitet personenbezogene Daten des Mandanten ausschließlich 

zur Durchführung des Mandatsverhältnisses und zur Erfüllung gesetzlicher 

Verpflichtungen. Die Datenschutzerklärung ist auf der Homepage abrufbar. 

2. Der Mandant willigt durch Erteilung des Mandats in die für die Mandatsbearbeitung 

erforderliche Datenverarbeitung ein. Eine Weitergabe von Daten an Dritte erfolgt nur, 

soweit dies zur Mandatsdurchführung notwendig ist oder gesetzliche Pflichten dies 

erfordern. 

 

X. Aktenaufbewahrung und Herausgabe 

1. Originalunterlagen werden dem Mandanten nach Abschluss des Mandats auf 

Verlangen zurückgegeben. Kopien verbleiben beim Rechtsanwalt. Eine 

Aktenaufbewahrungsfrist von 10 Jahren ab Mandatsende wird eingehalten. 

2. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist können Akten vernichtet werden, ohne dass eine 

gesonderte Ankündigung erforderlich ist. 

 

XI. Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 

1. Es gilt deutsches Recht. 



 

 

2. Für Streitigkeiten aus dem Mandatsverhältnis mit Kaufleuten, juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtlichen Sondervermögen ist 

ausschließlicher Gerichtsstand Berlin. 

 

XII. Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Allgemeinen Mandatsbedingungen unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, berührt dies die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen 

nicht. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung tritt die gesetzliche Regelung. 

 

Stand: Januar 2026 

 


